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Vollzug der Wassergesetze; 
Einleiten von Abwasser aus kommunalen Abwasseranlage und den Entlastungs-
bauwerken aus der Mischwasserkanalisation der Gemeinde Alberthofen in den 
Main; 
Bitte um Gutachten im Verfahren nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) 

Anlage(n):  
2 x Antragsunterlagen vom 25.10.2019 - i.R. 
2 x Antragsunterlagen vom 05.02.2025 - i.R. 
1 x Kostenrechnung 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit Schreiben vom 08.08.2025 baten Sie uns um gutachtliche Stellungnahme zu o.g. 

wasserrechtlichen Verfahren. Aus wasserwirtschaftlicher Sicht kann zu den vorlie-

genden Unterlagen Folgendes mitgeteilt werden. 
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1. Antrag und Sachverhalt  

1.1 Antragsteller und wasserrechtlicher Tatbestand 

Die Gemeinde Albertshofen - im Folgenden Betreiber genannt - beantragt mit Unterlagen 

vom 05.02.2025 die Erteilung einer gehobenen Erlaubnis nach § 15 WHG für das Einleiten 

von Abwasser. 

 

Mit dem geplanten Vorhaben soll gemäß den Antragsunterlagen folgende Gewässerbenut-

zung ausgeübt werden:  

• Einleiten des mechanisch-biologisch-chemisch behandelten Abwassers in den Main, aus 

der Kläranlage Albertshofen (Belebungsanlage mit gemeinsamer Schlammstabilisierung). 

Die für die beantragte Ausbaugröße zugrunde gelegte BSB5-Fracht (roh) im Zulauf der 

Kläranlage beträgt 216 kg/d (entsprechend 3.600 EW60). Dies entspricht der Größenklas-

se 2 nach Anhang 1 zur Abwasserverordnung.  

• Einleiten von Mischwasser aus den Entlastungsanlagen RÜB01 und RÜB02 in den Main. 

 

1.2 Antragsunterlagen 

Dem Antrag liegen die folgenden Unterlagen und Pläne, erstellt durch die SRP Schneider & 

Partner Ingenieur-Consult GmbH, vom 25.10.2019 mit Tektur vom 05.02.2025 zugrunde. 

 

Dem ursprünglichen Antrag von 2019 lagen folgende Unterlagen bei: 

Nummer Plan / Unterlage 

Anlage 1 Erläuterungsbericht 

Anlage 2 Fotodokumentation 

Anlage 3 Berechnungsgrundlagen 

Anlage 4 Kläranlagenüberrechnung / Groche-Auswertung 

Anlage 5 Nachweise der Mischwasserbauwerke 

Anlage 6 Planunterlagen 

Plan-Nr. 1 Übersichtskarte (M 1: 25.000) 

Plan-Nr. 2.1 Einzugsgebietsplan - Bestand (M 1: 2.500) 

Plan-Nr. 2.2 Einzugsgebietsplan - Prognose (M 1: 2.500) 

Plan-Nr. 3 Lageplan (M 1: 1.000) 

Plan-Nr. 4.1 Kombibecken / Grundriss / Schnitte (M 1: 50) 

Plan-Nr. 4.2 RÜB 01 – Fangbecken im Nebenschluss (M 1: 50) 

Plan-Nr. 4.3 RÜB 02 – Fangbecken im Nebenschluss (M 1: 50) 
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Die Tektur beinhaltet die folgenden Unterlagen: 

Nummer Plan / Unterlage 

Anlage 1 Erläuterungsbericht 

Anlage 2 Kläranlage – Auswertung der Belastung 

Anlage 3 Kläranlage – Verfahrenstechnische Berechnungen 

Anlage 4 Berechnungsausdrucke Schmutzfrachtberechnung 

Anlage 5 Tabellen 

Anlage 6 Variantenbetrachtung Ausbaugröße 4.000 EW60 

Anlage 7 Planunterlagen 

Plan-Nr. 1 Übersichtskarte (o. M.) 

Plan-Nr. 2 Einzugsgebietsplan (M 1: 2.500) 

Plan-Nr. 3.1 Bestandsplan Kläranlage (M 1: 50) 

Plan-Nr. 3.2 Bestandsplan RÜB 01 (M 1: 50) 

Plan-Nr. 3.3 Bestandsplan RÜB 02 (M 1: 50) 

 

1.3 Wasserwirtschaftliche Situation 

1.3.1 Örtliche Verhältnisse 

Die Gemeinde Albertshofen liegt nördlich der Großen Kreisstadt Kitzingen direkt am Main. 

Die Abwässer der Gemeinde Albertshofen werden in der gemeindeeigenen Kläranlage be-

handelt. Die Ortslage wird überwiegend im Mischsystem entwässert. Die randlichen größe-

ren Betriebe und Gewerbe entwässern größtenteils im Trennsystem. Im Einzugsgebiet der 

Kläranlage liegen mehrere Gemüsebetriebe/Erwerbsgartenbauer vor. In den vergangenen 

Jahren konnte bei diesen Indirekteinleitern eine innerbetriebliche Vorreinigung etabliert wer-

den, sodass sich die Belastung auf der Kläranlage wesentlich reduziert hat und sich die sai-

sonalen Schwankungen im Zulauf verringert haben. Die Kläranlage ist als Belebungsanlage 

mit simultaner aerober Schlammstabilisierung ausgeführt. Im Kanalnetz sind zwei Sonder-

bauwerke zur Mischwasserentlastung angeordnet, deren Drosselabläufe parallel zur Kläran-

lage geführt werden. Damit können zwei Teileinzugsgebiete in Albertshofen definiert werden. 

Alle 3 Anlagen leiten das Abwasser (Kläranlagenablauf, entlastetes Mischwasser) in den 

Main ein. Die Kläranlage und das RÜB 02 haben hierbei die gleiche Einleitstelle. Die Einlei-

tungen befinden sich nicht innerhalb von Trinkwasserschutzgebieten. Die Kläranlage Al-

bertshofen ist im Maßnahmenprogramm der EG-WRRL zur Reduzierung der Phosphor-

Einträge aus kommunalen Abwasseranlagen enthalten. 
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1.3.2  Angaben zur Einleitungssituation 

Benutzungsanlage Kläranlage RÜB 01 RÜB 02 

Benutztes Gewässer Main 

Gemarkung (Bauwerk) Albertshofen 

Flurnummer (Bauwerk) 2399 2371 2391 

Gewässerkennzahl 24 

Gewässerordnung I. (Bundeswasserstraße) 

Gewässerfolge Main → Rhein → Nordsee 

Verortung der Einleitstelle 

(UTM 32 Koordinaten) 

Ostwert 

583120 

Ostwert 

583352 

Ostwert 

583120 

Nordwert 

5513100 

Nordwert 

5513474 

Nordwert 

5513100 

Wasserkörper (WRRL) 2_F119 

Mittlerer Niedrigwasserabfluss MNQ = 36,4 m³/s 

Mittelwasserabfluss MQ = 107 m²/s 

 

1.3.3 Zustand des Wasserkörpers 

1.3.3.1 Angaben zum Wasserkörper 

Die beantragte Einleitung befindet sich im Oberflächenwasserkörper 2_F119 „Main von Ein-

mündung Mainkanal bis Einmündung Fränkische Saale“. Das Gewässer ist als erheblich 

verändert. Die Bewertung des Gewässerzustands des Oberflächenwasserkörpers erfolgte 

anhand folgender repräsentativer Messstelle: 20.256.  

 

1.3.3.2 Ökologisches Potenzial (Stand 2021) 

Das ökologische Potenzial wird bewertet mit mäßig 

Ergebnisse zu den Qualitätskomponenten (ökologisches Potenzial): 

• Makrozoobenthos - Modul Saprobie: gut 

• Makrozoobenthos - Modul Allgemeine Degradation: mäßig  

• Makrozoobenthos - Modul Versauerung: nicht relevant  

• Makrophyten & Phytobenthos: mäßig 

• Phytoplankton: gut 

• Fischfauna: mäßig 

• Flussgebietsspezifische Schadstoffe mit Umweltqualitätsnorm-Überschreitung:  

Umweltqualitätsnormen erfüllt 
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1.3.3.3 Orientierungswerte nach OGewV 

Bei der Bewertung des Gewässerzustands sind u. a. die allgemeinen physikalisch-

chemischen Qualitätskomponenten nach Anlage 3, Nr. 3.2 in Verbindung mit Anlage 7 der 

OGewV unterstützend heranzuziehen. Zu folgenden für die kommunale Abwasserbehand-

lung relevanten Parametern liegen gemessene Jahresmittelwerte für die repräsentative 

WRRL- Messstelle des Oberflächenwasserkörpers vor (Stand 2018). 

 

BSB5:  1,9 mg/l  (Orientierungswert für den guten Zustand: 3 mg/l) 

TOC:   4,1 mg/l  (Orientierungswert für den guten Zustand: 7 mg/l) 

NH4-N:  0,061 mg/l  (Orientierungswert für den guten Zustand: 0,1 mg/l) 

o-PO4-P: 0,11 mg/l  (Orientierungswert für den guten Zustand: 0,07 mg/l) 

Pges:  0,15 mg/l  (Orientierungswert für den guten Zustand: 0,1 mg/l) 

NO2-N:  0,022 mg/l  (Orientierungswert für den guten Zustand: 0,05 mg/l) 

 

1.3.3.4 Chemischer Zustand (Stand 2021) 

Chemischer Zustand (mit ubiquitären Stoffen): nicht gut  

Chemischer Zustand (ohne ubiquitäre Stoffe): gut 

Prioritäre Schadstoffe mit Umweltqualitätsnorm-Überschreitung: 

• Heptachlorepoxid, cis-, trans- 

• Perfluoroctansulfonsäure 

• Quecksilber 

• Summe 6-BDE 

 

 

2. Prüfung des amtlichen Sachverständigen 

2.1 Zweck der Gewässerbenutzung 

Die beantragten Gewässerbenutzungen dienen der Beseitigung des in einer Kläranlage be-

handelten kommunalen Abwassers und der Beseitigung des Mischwassers aus den Entlas-

tungsanlagen (vgl. 1.3.2). 

 

2.2 Geprüfte Unterlagen  

Der Prüfung lagen die unter 1.2 aufgeführten Unterlagen und Pläne zugrunde. Die Planunter-

lagen sind mit dem Prüfvermerk des Wasserwirtschaftsamtes Aschaffenburg vom 

22.04.2026 versehen. 
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2.3 Umfang der Prüfung 

Die Antragsunterlagen wurden im Hinblick auf die wasserrechtlichen Anforderungen geprüft. 

Die Prüfung stellt keine bautechnische Entwurfsprüfung dar. Die Belange des Arbeitsschut-

zes und die Standsicherheit wurden nicht geprüft. Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-

denden Stoffen sind mit diesem Gutachten nicht erfasst. Die Prüfung umfasst nicht die An-

forderungen anderer öffentlich-rechtlicher Vorschriften wie z. B. Abfallrecht, Fischereirecht, 

Naturschutzrecht, Immissionsschutzrecht usw. Die Prüfung erstreckt sich nicht auf privat- 

oder satzungsrechtliche Belange.  

 

2.4 Gestattungsfähigkeit aus wasserwirtschaftlicher Sicht 

2.4.1 Gestattungsfähigkeit der beantragten Gewässerbenutzung 

Die Prüfung hat ergeben, dass die im Abschnitt 3 genannten Inhalts- und Nebenbestimmun-

gen erforderlich sind. Werden diese berücksichtigt, ist die beantragte Gewässerbenutzung 

aus wasserwirtschaftlicher Sicht gestattungsfähig. 

 

Menge und Schädlichkeit des Abwassers werden dem Stand der Technik gemäß § 57 WHG 

entsprechend gering gehalten. Die Mindestanforderungen nach Anhang 1 der Abwasserver-

ordnung werden eingehalten. Die Einleitung ist mit den Anforderungen an die Gewässerei-

genschaften vereinbar.  

 

Die Anforderungen an Errichtung, Betrieb und Unterhaltung der Abwasseranlagen gemäß 

den allgemein anerkannten Regeln der Technik werden eingehalten (§ 60 Abs. 1 WHG). Die 

Prüfung ergab keine Notwendigkeit von wesentlichen Änderungen oder Ergänzungen bei der 

Bemessung und Konstruktion der Abwasseranlagen. Mit den gewählten technischen 

Grundsätzen für die Behandlung des Abwassers besteht Einverständnis.  

 

Die Einwirkungen auf das Gewässer durch die Abwassereinleitungen können durch die In-

halts- und Nebenbestimmungen so begrenzt werden, dass keine schädlichen Gewässerver-

änderungen zu erwarten sind (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG).  

 

Die Grundsätze gemäß § 6 WHG werden beachtet. Eine Beeinträchtigung des Wohles der 

Allgemeinheit ist bei plangemäßem Umbau und ordnungsgemäßem Betrieb nach den allge-

mein anerkannten Regeln der Technik und unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen In-

halts- und Nebenbestimmungen nicht zu erwarten.  

 

Die Bewirtschaftungsziele gemäß § 27 WHG sind durch die beantragten Einleitungen nicht 

beeinträchtigt. Die beantragten Einleitungen stehen dem Ziel des guten ökologischen Poten-

zials und des guten chemischen Zustands nicht entgegen. 
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Eine Verschlechterung des ökologischen Potenzials oder chemischen Zustands des Oberflä-

chengewässerkörpers 2_F119 sind durch die Einleitungen nicht zu erwarten. 

 

Das bestehende Nachklärbecken erfüllt die wasserrechtlichen Anforderungen an die Abwas-

serbehandlung aktuell nicht. Anpassungsmaßnahmen am Einlaufbauwerk sind notwendig. 

Diese wurden bereits im Antrag ausgearbeitet. Angemessene Fristen für die Durchführung 

werden im Vorschlag für die wasserrechtliche Behandlung genannt.  

 

Des Weiteren ist die bestehende Anlage im Hinblick auf die Phosphorelimination nicht auf 

die unter Ziffer 2.5.2.1 genannten Anforderungen ausgelegt. Unter Bezug auf § 57 Abs. 3 

WHG wird vorgeschlagen, übergangsweise bis zur Inbetriebnahme einer ausreichenden Ab-

wasserbehandlung den bisherigen, tatsächlich ausgeübten Benutzungsumfang (Pges) zu er-

lauben. Angemessene Fristen für Planvorlage und Inbetriebnahme der erforderlichen Ein-

richtungen werden im Vorschlag für die die Inhalts- und Nebenbestimmungen genannt. 

 
2.5 Begründung für die Inhalts- und Nebenbestimmungen 

2.5.1 Befristung 

Die Erlaubnis kann nach Art. 36 Abs. 2 Nr. 1 BayVwVfG befristet werden. Die Erlaubnis wird 

auf 20 Jahre befristet. Damit wird den wirtschaftlichen Interessen und dem Vertrauensschutz 

des Betreibers ebenso Rechnung getragen wie den stetem Wandel unterliegenden Anforde-

rungen im Gewässer- bzw. Umweltschutz. Die Befristung liegt im Rahmen der allgemein bei 

vergleichbaren Gewässerbenutzungen geübten Praxis. 

 

Die Befristungen für die baulichen Maßnahmen (z. B. Anpassung des Nachklärbeckens, 

Tauschen der MIDs an den Fangbecken, Bau einer Fällmittelstation) wurden in Anlehnung 

an die vom planenden Büro in Kapitel 9 des Erläuterungsberichts genannten Zeiträume ge-

wählt. 

 

2.5.2 Anforderungen an die Abwassereinleitungen 

2.5.2.1 Ermittlung der Anforderungen an die Kläranlageneinleitung 

An das Einleiten des Abwassers sind die Anforderungen nach Anhang 1 zur Abwasserver-

ordnung (Größenklasse 2) zu stellen. 

 
Für die Abwassereinleitung gelten die Mindestanforderungen nach dem Stand der Technik 

gemäß Anhang 1 zur Abwasserverordnung. Ab dem 21.12.2027 sind jedoch folgende stren-

gere Anforderungen zu stellen, die über die Anforderungen nach Anhang 1 zur Abwasser-

verordnung (Größenklasse 2) hinausgehen: 
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Nicht abgesetzte, homogenisierte qualifizierte Stichprobe Konzentration 

Phosphor gesamt (Pges) 2 mg/l 

             

Die vorgenannte Anforderung an die Einleitung darf auch bei zukünftigen Bescheidsände-

rungen nicht überschritten werden. 

 

Für Stickstoff gesamt (Nges) wurden vom Betreiber in den Antragsunterlagen einen Überwa-

chungswert von 12 mg/l beantragt. Dieser ist im Vorschlag für die Inhalts- und Nebenbe-

stimmungen übernommen. 

 

Der Betreiber hat Anforderungen für den CSB beantragt (70 mg/l), die strenger sind als die 

Anforderungen nach Anhang 1 AbwV. Diese sind im Vorschlag für die Inhalts- und Nebenbe-

stimmungen übernommen. 

 

2.5.2.2  Überwachungswerte für die Kläranlage 

Die im Antrag genannten Werte liegen innerhalb des aus wasserwirtschaftlicher Sicht zu stel-

lenden Anforderungsrahmens. Mit den beantragten Überwachungswerten besteht Einver-

ständnis. 

 

2.5.2.3 Ermittlung der Anforderungen bei Einleitungen von Mischwasser 

An die Bemessung und Konstruktion der Entlastungseinrichtungen sind die sich aus den all-

gemein anerkannten Regeln der Technik abzuleitenden Anforderungen zu stellen. Grundlage 

für die Bewertung ist insbesondere das Arbeitsblatt DWA-A 102-2/BWK-A 3-2 „Grundsätze 

zur Bewirtschaftung und Behandlung von Regenwetterabflüssen zur Einleitung in Oberflä-

chengewässer – Teil 2: Emissionsbezogene Bewertungen und Regelungen“. Mit der Umset-

zung dieser Vorgaben wird auch die Einhaltung des Standes der Technik gewährleistet  

 

2.5.2.4 Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG  

An die Kläranlageneinleitung wurde im Hinblick auf die Einhaltung der Orientierungswerte für 

die allgemeinen physikalisch-chemischen Qualitätskomponenten gemäß der Oberflächen-

gewässerverordnung erhöhte Anforderungen an die P-Elimination gestellt.  

 

2.5.2.5 Begrenzung des Benutzungsumfangs 

Um die Menge und Schädlichkeit des eingeleiteten Abwassers zu begrenzen und um einen 

sicheren und dauerhaften Betrieb der Abwasseranlage entsprechend den allgemein aner-

kannten Regeln der Technik sicherzustellen, wird im Vorschlag für die Inhalts- und Neben-

bestimmungen der Benutzungsumfang begrenzt. 
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Für die Kläranlage werden der maximale Abwasservolumenstrom sowie der pH-Wert im Ab-

lauf begrenzt. Weiterhin wird die angesetzte Bemessungsfracht im Zulauf der Biologie fest-

gehalten.  

 

Für die Mischwassereinleitungen werden der maximal zulässige Abfluss ins Gewässer be-

grenzt und die zulässige Drosselabflüsse festgehalten. 

 

2.5.3  Prüfbemerkungen  

2.5.3.1 Nachweis Belebungsbecken 

Im laufenden Betrieb wird im Belebungsbecken der Kläranlage Albertshofen ein sehr hoher 

Trockensubstanzgehalt (aktuell ca. 8-9 kg/m³) eingestellt, um die erforderliche Reinigungs-

leistung vor der Einleitung in den Main zu gewährleisten. Dieser TS-Gehalt liegt außerhalb 

des Geltungsbereichs der einschlägigen Regelwerke zum Nachweis von Belebungsanlagen. 

Da ein (mäßig) erhöhter TS-Gehalt im Belebungsbecken eher im Hinblick auf die hydrauli-

sche Leistungsfähigkeit der Nachklärung problematisch ist (siehe hierzu folgenden Abschnitt) 

und sich nicht nachteilig auf die Behandlung im Belebungsbecken an sich auswirkt, wurde in 

einem Besprechungstermin mit der Gemeinde, dem planenden Büro und dem WWA festge-

legt, dass der Nachweis der ausreichenden Dimensionierung des Belebungsbeckens über 

den statischen Nachweis nach DWA-A 131 erfolgen kann, wenn über eine CFD-Simulation 

bestätigt wird, dass sich der entsprechende TS-Gehalt nicht negativ auf den Betrieb der 

Nachklärung auswirkt. Dem Nachweis nach DWA-A 131 (Lastfall Bemessung) kann ent-

nommen werden, dass das bestehende Belebungsbecken mit einem Volumen von 645 m³ 

bei einem TS-Gehalt von 8,05 kg/m³ ausreichend bemessen ist. Es kann ein rechnerisches 

Schlammalter von 25,1 d erzielt werden. Die simultane aerobe Schlammstabilisierung ist 

damit ebenfalls gewährleistet. Der Nachweis der Ausbaugröße der Kläranlage wurde für 

3.600 EW60 und 4.000 EW60 geführt. Hierbei hat sich gezeigt, dass für eine Ausbaugröße von 

4.000 EW60 eine Erweiterung des Belebungsvolumens auf 713 m³ erforderlich wäre. Diese 

Variante wurde daher verworfen und im Fazit des planenden Büros wird eine Ausbaugröße 

von 3.600 EW60 vorgeschlagen. 

 

2.5.3.2 Nachweis Nachklärbecken 

Das vorhandene Nachklärbecken kann aufgrund des im laufenden Betrieb vorliegenden er-

höhten TS-Gehalts nicht nach den statischen Ansätzen bzw. Vorgaben des DWA-A 131 

nachgewiesen werden. Daher wurde eine Strömungssimulation für den Nachweis und eine 

Optimierung des Einlaufbauwerks eingesetzt. Als Grundlage für die Belastung wurde ein 

Mischwasserzufluss von 34 l/s entsprechend der Optimierung der Entlastungsbauwerke ge-

wählt. In der Vergangenheit, als aufgrund der Gartenbaubetriebe im Einzugsgebiet noch ein 

deutlich höherer TS-Gehalt im Belebungsbecken (teilweise über 15 bis 20 kg/m³) gefahren 
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wurde, kam es bei einem Zulauf von 50 l/s (entspricht der Leistungsfähigkeit der beiden 

Rohwasserpumpen auf der Kläranlage) in der Nachklärung zu Schlammabtrieb. Daher wird 

die Kläranlage seitdem nur noch mit ca. 20 l/s beschickt. Der Simulation kann entnommen 

werden, dass es sowohl im Bestand als auch mit einer Ertüchtigung des Einlaufbauwerks als 

starres Edelstahlblech die Leistungsfähigkeit bei der künftigen Bemessungslast nicht zu 

Schlammabtrieb kommt. Gemäß Einschätzung der Fa. hydrograv, die die CFD-Simulation 

des Nachklärbeckens durchgeführt hat, besteht trotz des positiven Nachweises aufgrund der 

hohen Einlaufgeschwindigkeit sowie der hohen Lage in 1,2 m über der Beckensohle ein er-

höhtes Risiko für einen AFS-Austrag (und damit CSB und Pges) in den Main. Dies deckt sich 

mit den vorher beschriebenen Betriebserfahrungen bei einem Zulauf von 50 l/s. Aus fachli-

cher Sicht ist daher das Nachklärbecken entsprechend den Planunterlagen anzupassen. 

 

2.5.3.3 Systemaufbau Mischwasser 

Die Mischwasserbauwerke wurden anhand der Vorgaben des DWA-A 102-2 auf den Stand 

der Technik hin überprüft. Die Schmutzfrachtberechnung wurde nach Abstimmung des Pla-

ners mit dem WWA mit einem Nachweisgebiet, das beide parallele Stränge enthält, geführt. 

Aufgrund der ähnlichen Randbedingungen in den beiden Teileinzugsgebieten (Siedlungs-

struktur, Vorfluter, etc.) besteht hiermit fachliches Einverständnis. Ein Abgleich der in der 

Schmutzfrachtberechnung ermittelten Jahresabwassermenge und Jahresschmutzwasser-

menge mit den Betriebsdaten der Kläranlage zeigt, dass in der Schmutzfrachtberechnung 

die Abflüsse aufgrund von pessimistischen Ansätzen eher überschätzt werden. Aus fachli-

cher Sicht kann daher davon ausgegangen werden, dass die Berechnungen eher auf der 

sicheren Seite liegen.  

 

2.5.3.4 Konstruktive Gestaltung Mischwasserbauwerke 

Beide Becken weisen prinzipiell alle wesentliche baulichen Merkmale gemäß DWA-A 166 

auf. Die Entlastungskanäle in den Main sind über Stauschilde vor Rückstau bei Mainhoch-

wasser geschützt. Die Tauchwände müssen entsprechend der Abstandsregelungen nach 

DWA-A 111 und den baulichen Gegebenheiten angepasst werden. Aktuell sind diese höher 

als die Überlaufschwellen angeordnet und erfüllen daher nicht ihre Funktion, da der freie 

Wasserspiegel bei einem Entlastungsereignis offen zum Entlastungskanal führt. Des Weite-

ren sollen gemäß Antragsunterlagen die MIDs an den Becken getauscht werden und die 

Drosselabflüsse neu eingestellt werden. Diese sind dann auf die Konstruktion und Leistungs-

fähigkeit des sanierten Nachklärbeckens abgestimmt (aktuell können die Drosselabflüsse der 

MWBA nicht über die Kläranlage abgeführt werden, sodass es im Netz zu Rückstau kommt). 

Außerdem können dann die Drosselabflüsse wieder mit dem Prozessleitsystem der Kläran-

lage gekoppelt werden, wodurch eine Steuerung des Zulaufhebewerks und eine bessere 

Überwachung der Fangbecken ermöglicht wird.  
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2.5.4 Auflagen für Betrieb, Eigenüberwachung und Unterhaltung  

Die Auflagen sind erforderlich, um eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung sicherzustel-

len. Mit ihnen werden notwendige Anforderungen für die Überwachung, die regelmäßige 

Wartung sowie Maßnahmen für besondere Betriebszustände festgelegt. 

 

Die Qualitätsanforderungen an die Kontrolle der Durchflussmessung bei Kläranlagen werden 

im Anhang 2 der EÜV mit einem Verweis auf die DIN 19559 sichergestellt. Diese Norm ist 

jedoch unvollständig und wenig praxisgerecht. Abweichend von den Vorgaben der EÜV ist 

daher für die Abwasserdurchflussmessung das Merkblatt 4.7/3 des Bayerischen Landesamt 

für Umwelt „Kontrolle von Durchflussmesseinrichtungen in Abwasseranlagen“ anzuwenden. 

 

Die Überwachung der Ablaufwerte der Kläranlage erfolgt anhand einer qualifizierten Stich-

probe. Die Eigenüberwachung kann daher, abweichend von den Vorgaben der EÜV, eben-

falls anhand einer qualifizierten Stichprobe erfolgen. 

 

Gemäß Eigenüberwachungsverordnung ist die Fremdwasserbestimmung auf der Kläranlage 

bei geringstem Zufluss durchzuführen. Die sogenannte Nachtminimum-Methode entspricht 

dieser Vorgabe. Im vorliegenden Fall ist jedoch mit der Nachtminimum-Methode eine realisti-

sche Abschätzung des Fremdwasseranteils nicht möglich. Die Faktoren zur Abschätzung 

des nächtlichen Schmutzwasserabflusses sind veraltetet und ungenau. Es ist daher eine 

andere, geeignete Methode zur Bestimmung des Fremdwasseranteiles zu verwenden, z. B. 

die Methode „Gleitendes Minimum“ nach Arbeitsblatt ATV-DVWK-A 198 oder die „Jahres-

schmutzwassermethode“ siehe LfU-Infoblatt „Fremdwasserbestimmung“.  

 

2.5.5 Anzeige- und Informationspflichten 

Die Auflagen bezüglich wesentlicher Änderungen, Baubeginn und -vollendung, Bauabnahme 

und Bestandsplänen sind erforderlich, um einen ordnungsgemäßen Vollzug des Wasser-

rechts durch die Behörden zu gewährleisten. 

 

Aufgrund der Größe der geplanten Baumaßnahme (Umbau Einlaufbauwerk) kann aus was-

serwirtschaftlicher Sicht auf eine Bauabnahme nach Art. 61 BayWG verzichtet werden. Die 

Durchführung der Baumaßnahme ist durch eine Fotodokumentation durch den Betreiber 

nachzuweisen. 
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2.5.6 Auflagen für die Unterhaltung und den Ausbau des Gewässers 

Die Unterhaltslast für den Main obliegt der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das 

Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt (Art. 22 BayWG). Dem Betreiber als Gewässerbenutzer 

wird im Vorschlag für die Inhalts- und Nebenbestimmungen die ordnungsgemäße Unterhal-

tung der dem Auslaufbauwerk benachbarten Ufer übertragen (Art. 23 Abs. 3 BayWG). 

 

2.5.7 Alarmplan Main Gewässerökologie (AMÖ) 

Zum Schutz der Gewässerökologie im staugeregelten Main in Zeiten von kritischen ökologi-

schen Verhältnissen aufgrund von großer Hitze und geringen Abflüssen werden Hinweise 

und Auflagen im Zusammenhang mit dem „Alarmplan Main Gewässerökologie“ (AMÖ) vor-

geschlagen. 

 

2.5.8 Vorbehalt weiterer Auflagen 

Der Vorbehalt weiterer Auflagen beruht auf § 13 WHG, wonach Inhalts- und Nebenbestim-

mungen auch nachträglich zulässig sind. 

 

2.6 Abwasserabgabe  

Für das Einleiten von Abwasser ist eine Abgabe an den Freistaat Bayern zu entrichten. Die 

Jahresschmutzwassermenge der Kläranlage wird festgelegt auf 160.000 m³. 

 

Die Anforderungen an das Einleiten von Niederschlagswasser aus einer Kanalisation im 

Mischsystem nach Art. 6, Absatz 2, Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 BayAbwAG sind eingehalten. 

 

 

3. Vorschlag für die Wasserrechtliche Erlaubnis / Inhalts- und Nebenbestimmungen 

3.1 Dauer der Erlaubnis 

Die Erlaubnis wird befristet auf 20 Jahre. 

 

3.2 Anforderungen an die Kläranlageneinleitung 

3.2.1 Überwachungswerte 

Folgende Werte sind an der Einleitungsstelle in das Gewässer einzuhalten:  

Nicht abgesetzte, homogenisierte qualifizierte Stichprobe:  Konzentration 

Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) 70 mg/l 

Biochemischer Sauerstoffbedarf (BSB5) 25 mg/l 

Stickstoff gesamt (Nges) als Summe von NH4-N, NO2-N und NO3-N 

vom 01. Mai bis 31. Oktober 
12 mg/l 

Phosphor gesamt (Pges) 5 mg/l 
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Ab dem 21.12.2027 ist für den Parameter Phosphor folgender Wert einzuhalten: 

Nicht abgesetzte, homogenisierte qualifizierte Stichprobe:  Konzentration 

Phosphor gesamt (Pges) 2 mg/l 

 

Die betrieblichen Möglichkeiten der Anlage für eine vollständige Nitrifikation sind ganzjährig 

auszuschöpfen.  

 

Diesen Werten liegen die in der Anlage zu § 4 der Verordnung über Anforderungen an das 

Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserverordnung - AbwV) in der jeweils gültigen 

Fassung festgelegten Analysen- und Messverfahren zugrunde. Es gelten die Einhalterege-

lungen gemäß § 6 Abwasserverordnung. Der Ort der Probenahme ist eindeutig zu kenn-

zeichnen. 

 

3.2.2 Zulässiger Abfluss  

Folgender Abfluss darf nicht überschritten werden: 

• Maximaler Abfluss: 122 m³/h 

 

3.2.3 Bemessungsfracht 

Der Auslegung der Kläranlage liegt folgende Bemessungsfracht (85%-Wert) im Zulauf der 

biologischen Stufe zu Grunde: 

• CSB-Bemessungsfracht (85%-Perzentil): 533 kg/d 

 

3.2.4 Weitere Anforderungen an die Kläranlageneinleitung  

Der pH-Wert des eingeleiteten Abwassers muss zwischen 6,5 und 9,0 liegen. Das Abwasser 

darf keine für das Gewässer schädlichen Konzentrationen an wassergefährdenden Stoffen 

sowie keine mit dem Auge wahrnehmbaren Schwimmstoffe oder Ölschlieren aufweisen. 

 

3.2.5 Umbau Einlaufbauwerk Nachklärbecken 

Das Einlaufbauwerk des Nachklärbeckens ist entsprechend den eingereichten Planunterla-

gen bis zum 31.12.2027 umzurüsten und in Betrieb zu nehmen. Für die Bauphase ist der 

Nachweis einer ausreichenden Behandlung oder Rückhaltung des Abwassers zu erbringen. 

 

3.2.6 Phosphor-Elimination 

Zur Einhaltung der ab 21.12.2027 geltenden Anforderungen bezüglich des Phosphors ge-

samt (Pges) ist eine entsprechende technische Erweiterung/Nachrüstung der Anlage erforder-

lich. Die notwendigen Maßnahmen sind in einer bis spätestens 31.12.2026 vorzulegenden 

Planung aufzuzeigen und spätestens bis zum 21.12.2027 betriebsfertig zu erstellen. 
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3.2.7 Erforderliche Sanierungsplanung für die Mischwasserentlastungsanlagen 

Die magnetisch-induktiven Durchflussmesser (MID) an den Fangbecken sind bis spätestens 

zum 31.12.2027 zu ertüchtigen. Nach Inbetriebnahme der MIDs sind die Drosseleinstellun-

gen entsprechend der Schmutzfrachtberechnung bzw. den Einzelnachweisen anzupassen. 

 

3.2.8 Umbau Einlaufbauwerk Nachklärbecken 

Der Umbau des Einlaufbauwerks des Nachklärbeckens entsprechend den Unterlagen und 

Bauwerksplänen hat spätestens bis zum 31.12.2027 zu erfolgen. 

 

3.3 Anforderungen an die Mischwassereinleitungen  

3.3.1 Hydraulische und konstruktive Anforderungen  

Bezeichnung der 

Entlastungsanlage 

Abfluss ins Gewässer 

bei n = 1/a 

erforderliches 

Volumen 

zulässiger 

Drosselabfluss 

hydraulische 

Einheit 

RÜB 01 1.950 l/s 356 m³ 16 l/s Albertshofen 

RÜB 02 1.905 l/s 477 m³ 18 l/s Albertshofen 

 

3.4  Betrieb und Unterhaltung  

3.4.1 Personal 

Für den Betrieb, die Überwachung und die Unterhaltung der Abwasseranlagen ist ausgebil-

detes und zuverlässiges Personal in ausreichender Zahl einzusetzen.  

 

3.4.2 Eigenüberwachung 

Es sind mindestens Messungen, Untersuchungen, Aufzeichnungen und Vorlageberichte 

nach der Verordnung zur Eigenüberwachung von Wasserversorgungs- und Abwasseranla-

gen (Eigenüberwachungsverordnung EÜV) in der jeweils gültigen Fassung vorzunehmen. 

 

Für Abwasserdurchflussmessungen ist abweichend von den Vorgaben der Eigenüberwa-

chungsverordnung, das Merkblatt 4.7/3 des Bayerischen Landesamtes für Umwelt „Kontrolle 

von Durchflussmesseinrichtungen in Abwasseranlagen“ zu beachten. 

 

Für die Eigenüberwachung kann abweichend von den Vorgaben der EÜV, als Probenart an-

stelle der 2h-Mischprobe die qualifizierte Stichprobe verwendet werden. 

 

Der Fremdwasseranteil ist durch eine geeignete Bestimmungsmethode (z. B. Methode „Glei-

tendes Minimum“ oder „Jahresschmutzwassermethode“) zu bestimmen. 
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3.4.3 Dienst- und Betriebsanweisungen 

Der Betreiber muss eine Dienstanweisung und Betriebsanweisungen ausarbeiten und re-

gelmäßig aktualisieren. Dienst- und Betriebsanweisungen sind für das Betriebspersonal zu-

gänglich an geeigneter Stelle auszulegen und der Kreisverwaltungsbehörde sowie dem 

Wasserwirtschaftsamt auf Verlangen vorzulegen. Wesentliche Änderungen sind mitzuteilen. 

 

Die Dienstanweisung regelt den Dienstbetrieb und muss Einzelheiten zu Organisation, Zu-

ständigkeiten und Verantwortlichkeiten der Mitarbeiter enthalten. Des Weiteren sind darin 

Regelungen zum Verhalten im Betrieb zur Vermeidung von Unfall- und Gesundheitsgefahren 

zu treffen. 

 

In den Betriebsanweisungen müssen Vorgaben zur Durchführung des regelmäßigen Be-

triebs und zur Bewältigung besonderer Betriebszustände enthalten sein. Dazu gehören u. a. 

Alarm- und Benachrichtigungspläne für den Fall von Betriebsstörungen.   

 

3.5 Alarmplan Main Gewässerökologie (AMÖ) 

3.5.1 Allgemeine Bestimmungen  

• Die allgemeinen und spezifischen Maßnahmen sind in die Betriebsanweisung aufzuneh-

men und im Betriebstagebuch zu dokumentieren.  

• Bauarbeiten am biologischen Teil der Kläranlage sollten so weit wie möglich in der AMÖ-

freien Zeit von Oktober bis Mai/Mitte Juni getätigt werden.  

 

3.5.2 Spezifische Bestimmungen bei „Warnung“  

• Keine planbaren Baggerarbeiten im Gewässer, am Ufer oder in unmittelbarer Nähe  

• Selbstständige Information über den NID Bayern ab Erhalt der Meldung für die Warnstufe 

„Warnung“  

 

3.5.3 Spezifische Bestimmungen bei „Alarm“  

• Die betrieblichen Möglichkeiten für eine bestmögliche Nitrifikation sind zu nutzen  

 

3.6  Anzeige- und Informationspflichten 

3.6.1 Wesentliche Änderungen 

Wesentliche Änderungen gegenüber den Antragsunterlagen bezüglich der Menge und Be-

schaffenheit des anfallenden Abwassers, Änderungen der baulichen Anlagen sowie der Be-

triebs- und Verfahrensweise der Abwasseranlagen, soweit sie sich auf die Ablaufqualität 

auswirken können, sind unverzüglich der Kreisverwaltungsbehörde und dem Wasserwirt-

schaftsamt anzuzeigen. Außerdem ist rechtzeitig eine hierzu erforderliche wasserrechtliche 

Genehmigung mit den entsprechenden Unterlagen zu beantragen. 
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3.6.2 Baubeginn und -vollendung 

Baubeginn und -vollendung am Nachklärbecken, der Fällmittelstation und den MIDs sind der 

Kreisverwaltungsbehörde und dem Wasserwirtschaftsamt rechtzeitig anzuzeigen. Wird die 

Anlage in mehreren Bauabschnitten ausgeführt, so sind Beginn und Vollendung jedes Bau-

abschnittes anzuzeigen.  

 

3.6.3 Fotodokumentation 

Von der Umbaumaßnahme am Nachklärbecken (Einlaufbauwerk) ist eine Fotodokumentati-

on zu erstellen, die nach dem Abschluss der Maßnahme beim Landratsamt Kitzingen sowie 

beim Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg einzureichen ist. 

 

3.6.4 Bestandspläne 

Innerhalb von drei Monaten nach der Inbetriebnahme des umgebauten Einlaufbauwerks sind 

dem Wasserwirtschaftsamt und der Kreisverwaltungsbehörde jeweils eine Fertigung der ak-

tualisierten Bestandspläne unaufgefordert zu übergeben. Wurde von den geprüften Bauun-

terlagen nicht abgewichen, genügt eine entsprechende Mitteilung. 

 

3.7 Unterhaltung und Ausbau des Gewässers  

Der Betreiber hat die Auslaufbauwerke sowie das Flussufer ober- und unterhalb der Einlei-

tungsstellen im Einvernehmen mit dem zuständigen Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt zu 

sichern und zu unterhalten. 

 

Darüber hinaus hat der Betreiber nach Maßgabe der jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen 

alle Mehrkosten zu tragen, die beim Ausbau oder bei der Unterhaltung des benutzten Ge-

wässers aus der Abwasseranlage mittelbar oder unmittelbar entstehen. 

 

3.8 Auflagenvorbehalt 

Weitere Auflagen, die sich im öffentlichen Interesse als erforderlich erweisen sollten, bleiben 

vorbehalten. 
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4.  Hinweise  

4.1 Hinweise für den Antragsteller 

Es wird vorgeschlagen, den Betreiber im Rahmen der Bescheidserteilung auf Folgendes 

ausdrücklich hinzuweisen: 

 

4.1.1 Rechtliche Vorgaben  

Für die Errichtung und den Betrieb der Anlage sind die einschlägigen Vorschriften des Was-

serhaushaltsgesetzes und des Bayerischen Wassergesetzes mit den dazu ergangenen Ver-

ordnungen maßgebend. Die hiernach bestehenden Rechte, Verpflichtungen und Vorbehalte 

sind in den aufgeführten Inhalts- und Nebenbestimmungen grundsätzlich nicht enthalten. 

 

4.1.2 Teilnahme an den Kanal- und Kläranlagennachbarschaften  

Es wird empfohlen, das Betriebspersonal an der von der Deutschen Vereinigung für Wasser-

wirtschaft, Abwasser und Abfall - DWA Landesgruppe Bayern - eingerichteten Klärwärter-

fortbildung in den Kanal- und Kläranlagen-Nachbarschaften teilnehmen zu lassen. 

 

4.1.3 Personalbedarf für die Kläranlage 

Hinweise zur Anzahl und der Qualifikation des für den Betrieb von Kläranlagen notwendigen 

Personals geben z.B. das LfU Merkblatt Nr. 4.7/2 „Personalbedarf auf kommunalen Abwas-

seranlagen“ oder das Merkblatt DWA-M 271 „Personalbedarf für den Betrieb kommunaler 

Kläranlagen“. 

 

4.1.4 Messeinrichtungen MWBA 

Es wird empfohlen, an geeigneten Stellen in die Fangbecken eine kontinuierliche Wasser-

standsmesseinrichtung zur Erfassung des Entlastungsverhaltens einzubauen. 

 

4.1.5 Vereinbarungen mit Indirekteinleitern 

Haben Abfluss und Verschmutzung aus Industrie- und Gewerbebetrieben die Bemessung 

der Kläranlage maßgeblich mitbestimmt, wird empfohlen, im Rahmen der Satzung mit den 

Betrieben zusätzlich zu vereinbaren, dass diese 

• festgelegte Abwasserabflüsse und Schmutzfrachten nicht überschreiten, 

• beabsichtigte Änderungen in den Produktionsverhältnissen rechtzeitig vorher anzeigen, 

soweit sich dadurch die Belastungswerte der Kläranlage ändern, 

• sich an den Kosten für eine erforderlich werdende Anlagenerweiterung dem Umfang ihrer 

beabsichtigten erhöhten Belastung entsprechend beteiligen. 
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4.1.6 Fördermöglichkeiten RZWas 2025 

• Für die Sanierung der Mischwasserbauwerke und der Kläranlage ist potenziell eine För-

derung nach RZWas 2025 Nr. 2.2.3 möglich  

• Für die Errichtung der Fällmittelstation im Zusammenhang mit der EG-WRRL-Maßnahme 

ist potenziell eine Förderung nach RZWas Teil C möglich 

 

Bei Fragen zur Förderung nach RZWas 2025 steht das Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg 

gerne zur Verfügung. 

 

 

5. Kosten 

Das Gutachten des Wasserwirtschaftsamtes im wasserrechtlichen Verfahren ist kostener-

stattungspflichtig. Der zu erstattende Betrag wird gemäß beigefügter Rechnung festgesetzt. 

 

Nach Abschluss des Verfahrens bitten wir um Zusendung eines Bescheidsabdruckes. 

 

Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

 

 

Fabian Heeg 
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Bauwerksverzeichnis Kläranlage   Anlage zum Gutachten vom 22.04.2026 
       AZ: 5.3-4536.1-KT112-6740/2026 
 
 
Ausbaugröße: 3.600 EW 

Maximaler Zufluss: 122 m³/h 

CSB-Bemessungsfracht im Zulauf der biologischen Stufe: 533 kg/d 

 

Anlagensystem: Belebungsanlage mit gemeinsamer Schlammstabilisierung 

 

Reinigungsziele:  

• mechanische Reinigung 

• Kohlenstoffabbau 

• Nitrifikation 

• Denitrifikation 

• Phosphorelimination  

 
Anlagenteile: 

Vorklärung    

Sieb Lochdurchmesser 6 mm 

Biologie    

Belebungsbecken Gesamtvolumen 645 m³ 

Vorgeschaltete Denitrifikation Gesamtvolumen 170 m³ 

    

Nachklärung    

konventionelles Nachklärbecken Durchmesser 15 m 

    

Schlammbehandlung    

Schlammstapelbehälter Gesamtvolumen 1.680 m³ 

statischer Eindicker 
 

 
 

 

Durchflussmessung    

Venturi-Messung  Zulauf  

 


